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des Innenausschusses 
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zur Änderung des Bannmeilengesetzes 

— Drucksache V/3694 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt- Vockenhausen 


I. Allgemeines 

Der Entwurf ist von der Bundesregierung mit 
Datum vom 6. Januar 1969 beim Deutschen Bundes- 
tag eingebracht und in der 209. Sitzung des Bundes- 
tages am 17. Januar 1969 dem Innenausschuß zur 
Einzelberatung zugewiesen worden. Der Innenaus- 
schuß hat den Gesetzentwurf und den Entschlie- 
ßungsantrag am 14. und 27. Februar 1969 beraten. 

II. Erläuterungen zum Gesetz 

1. Wegen des Neubaus des Amtsgebäudes für das 
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ist eine 
Änderung des Bannkreises für dieses Verfas- 
sungsorgan und damit eine Neufassung des § 2 
des Bannmeilengesetzes erforderlich geworden. 
Der Umfang des neuen Banngebietes ist mit dem 
Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts abge- 
stimmt worden. 

2. Der Ausschuß erörterte in diesem Zusammen- 
hang entsprechend der Empfehlung des Bundes- 


rates den Vorschlag des Innenministers des Lan- 
des Nordrhein-Westfalen, den Bannkreis für das 
Bundeshaus zu verkleinern. Der Ausschuß hat 
diesen Vorschlag in den Gesetzentwurf aufge- 
noinmen, weil durch die Verkleinerung des Bann- 
kreises die Gesetzgebungsorgane des Bundes 
wirksamer und mit einem geringeren Aufwand 
als bisher geschützt werden können. Durch die 
Herausnahme von stark befahrenen Verkehrs- 
straßen aus dem Bannkreis wird gegebenenfalls 
auch der Verkehr weniger beeinträchtigt. 

3. Bei seinen Beratungen erörterte der Ausschuß 
auch die Fragen, ob das geltende Bannmeilen- 
recht des Bundes ausreicht, um die ungestörte 
Arbeit der Verfassungsorgane des Bundes sicher- 
zustellen, und ob zur Sicherung der Unabhängig- 
keit der Rechtsprechung auch für andere Gerichte 
als das Bundesverfassungsgericht befriedete 
Bannkreise geschaffen werden sollten. 

Der Ausschuß hält es für angebracht, daß die 
Bundesregierung zu diesen Fragen Stellung 
nimmt (vgl. den Entschließungsantrag). 


Bonn, den 17. März 1969 


Schmitt- Vockenhausen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf ^ Drucksache V/3694 — 

in der aus der anliegenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die Bundesregierung wird ersucht, zu folgenden 
Fragen Stellung zu nehmen: 

a) Reicht das geltende Bannmeilenrecht des Bun- 
des aus, um zu gewährleisten, daß die Ge- 
setzgebungsorgane des Bundes und das Bun- 
desverfassungsgericht ungestört arbeiten kön- 
nen? 

b) Sollten zur Sicherung der Unabhängigkeit der 
Rechtsprechung befriedete Bannkreise auch 
für andere Gerichte als das Bundesverfas- 
sungsgericht geschaffen weiden? 


Bonn, den 17. März 1969 


Der Innenausschuß 

Schmitt-Vockenhausen 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Drucksache V/3996 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Bannmeilengesetzes 

— Drucksache V/3694 — 

mit den Beschlüssen des Innenausschusses 

(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bannmeilengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bannmeilengesetz vom 6. August 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 504) wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Bannmeilengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Bannmeilengesetz vom 6. August 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 504) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefaßt: 

»§ 1 

Der befriedete Bannkreis für die Gesetzge- 
bungsorgane des Bundes umfaßt das Gebiet der 

Städte Bonn und Beuel, das umgrenzt wird durch 

die Zweite Fährgasse in Bonn, 

die Weberstraße von der Adenauerallee bis zur 
Niebuhrstraße, 

die Niebuhrstraße bis zur Kaiserstraße, 

die Kaiserstraße von der Einmündung der Arndt- 
straße bis zum Bundeskanzlerplatz, 

die Friedrich-Ebert-Allee vom Bundeskanzler- 
platz bis zur Trajektbahn, 

die Trajektbahnlinie nach dem Rhein, 

die Verbindungslinie vom Ende der Trajekt- 
bahn über den Rhein zur Straße am Trajekt 
in Beuel bis zum östlichen Rheinufer, 

das östliche Rheinufer bis zur Verbindungslinie 
zwischen dem Anfang der Ernst-Moritz- 
Arndt-Straße in Beuel und der Zweiten 
Fährgasse in Bonn und diese Verbindungs- 
linie bis zur Zweiten Fährgasse. 

Soweit die genannten Straßen und Plätze den 

Bannkreis umgrenzen, gehören sie nicht zum 

Bannkreis." 
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Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 2 wird wie folgt gefaßt: 

.§ 2 

Der befriedete Bannkreis für das Bundesverfas- 
sungsgericht umfaßt das Gebiet der Stadt Karlsruhe, 

das begrenzt wird durch 

den Zirkel von der Karl-Friedrich-Straße bis zur 
Hanz-Thoma-Straße, 

die Hans-Thorna-Straße bis zur Moltkestraße, 

die West-Ost-Mittelachse des Schloßgartens und 
den Weg östlich des Schlosses bis zum Südost- 
flügel des Schlosses, 

den Weg vom Südostflügel des Schlosses bis zum 
Mittelweg des Schloßplatzes, 

den Mittelweg des Schloßplatzes bis zur Karl-Fried- 
rich-Straße, 

die Karl-Friedrich-Straße bis zum Zirkel. 

Die genannten Straßen und Wege gehören zum 

Bannkreis, soweit sie ihn umgrenzen." 


2. § 2 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 2 " 

unverändert 


Artikel 2 A r t i k e 1 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 


Artikel 

Dieses Gesetz tritt am Tage 
düng in Kraft. 
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nach seiner Verkün- 
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